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Das Cover des Magazins „�e Economist“ zeigte im 
August dieses Jahres ein grünes Ampelmännchen 
am Tropf mit dem Titel: „Is Germany once again the 
sick man of europe?“ Für das Bruttoinlandsprodukt 
wird für dieses Jahr ein Rückgang um 0,3 bis 0,6 
Prozent prognostiziert, für das Jahr 2024 ein leich-
tes Wachstum von 1,1 Prozent. Im internationalen 
Vergleich hohe Energiekosten sowie der Arbeits- 
und Fachkrä�emangel gehören zu den Ursachen, 
wie zum Beispiel auch der geringe Fortschritt in der 
Digitalisierung.
Deutschland wurde vor fast 25 Jahren schon einmal 
als „kranker Mann Europas“ bezeichnet. Auch durch 
Arbeitsmarktreformen, enge Kooperationen mit Ost-
europa und große Innovationskra� entwickelte sich 
die deutsche Wirtscha� trotz aller Krisen zu einer �e-
xiblen, innovativen und wettbewerbsfähigen Markt-
wirtscha�. Die Entwicklung des Binnenmarktes in 
Europa hatte dabei ebenfalls einen großen Anteil. 
Und das für mehr als zwei Jahrzehnte.
Geht es nicht eher darum, die heutigen oben genann-
ten Realitäten anzuerkennen, die Probleme zu benen-
nen und Herausforderungen positiv anzugehen? 
Diese zu akzeptieren und Lösungen zu gestalten, ist 
notwendig. Auch wenn die Ausgestaltung für unsere 
Gesellscha�, jede Organisation und jedes Unterneh-
men unterschiedlich ist, es erfordert das Beschreiten 
neuer Wege. Gerade das Hinterfragen einmal ein-
geschlagener Wege gehört dazu. Innovation, O�en-
heit, Vielfalt, Agilität und Mut zur Veränderung sind 
mehr denn je gefragt.
Für die Energieversorgung hat regenerative Energie-
erzeugung eine hohe Priorität, zudem ist jedoch die 
Neubewertung von weiteren Technologien erforder-
lich. Und hierzu kann neben der CCU/CCS-Tech-
nologie (CO

2
-Abscheidung, -Speicherung und -Nut-

zung) auch die Kernenergie mit neuen Technologien 
(z.B. SMR, Dual Fluid) zählen. Die Energieversor-
gung der Zukun� muss grundlastfähig sein. Ein 
lösungsorientiertes Denken in Alternativen, in Sze-
narien ist gefragt.

Eine konsequente Digitalisierung und die intelligente 
Nutzung von KI können einen Teil des Arbeits- und 
Fachkrä�emangels kompensieren, Prozesse vereinfa-
chen und beschleunigen, im privaten wie auch ö�ent-
lichem Sektor. Technologischer Fortschritt und Inno-
vationen sind also immer Teil der Lösung, wie auch 
Unternehmertum und wirtscha�liches Wachstum. 
Risiken gilt es dabei immer zu identi�zieren und zu 
begrenzen. Diese Kombination ermöglicht auf lange 
Sicht die Finanzierbarkeit und ein Mitnehmen aller 
Teile unserer Gesellscha�. Der Ausbau internationa-
ler Kooperationen und zum Beispiel der endgültige 
Abschluss des Mercosur-Handelsabkommens wür-
den es ermöglichen, neue Win-win-Beziehungen zu 
gestalten.
Realismus und Pragmatismus sind insgesamt ganz 
wichtige Zutaten, um Wege zu �nden. O� ist Schnel-
ligkeit und eine umgesetzte 80-Prozent-Lösung sinn-
voller als der Versuch, mit einer scheinbar perfekten 
Lösung alle Anspruchsgruppen zu befriedigen. Und 
entgegen mancher Narrative ist wirtscha�liche Pro-
sperität erforderlich, um die Herausforderungen zu 
bewältigen und Wohlstand für alle in der Gesell-
scha� zu sichern. Es ist die Aufgabe der Politik, 
hierfür geeignete Rahmenbedingungen zu scha�en. 
Nicht im Sinne von Regulierung auf der Mikroebene, 
sondern eher wie Antoine de Saint-Exupéry einmal 
Perfektion beschrieben hat:

„Perfektion ist nicht dann erreicht, wenn man 
nichts mehr hinzufügen kann, sondern wenn man 

nichts mehr weglassen kann.“

Innovationskra�, Kreativität und Bildung sind wert-
volle Ressourcen, die ausgeprägte Stärken unserer 
Kultur, Wirtscha� und Gesellscha� sind. Eingebet-
tet in Rahmenbedingungen, die ein ethisches, öko-
logisches und sozial verantwortliches zukun�sori-
entiertes Handeln fördern. Ein System mit Willen 
zum Aufbruch, das Vertrauen in Stärken, mit der 
Zuversicht, Chancen zu erkennen, zu ergreifen und 
Zukun� zu gestalten.

Chancen erkennen. Chancen ergreifen. Zukunft gestalten.
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Politik und Parlament

Eine Initiative des Senats der Wirtschaft
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Krieg und Krisen bestimmen die Nachrichten und 
ebenso die Herausforderungen unseres Alltags. In 
schneller Folge erleben wir Starkwetter, Pandemie 
und Disruption durch die aktuellen Feindlichkeiten 
der Weltpolitik. Energieversorgung, Lieferengpässe 
von Komponenten oder von Lebensmitteln, Bedro-
hung der Märkte durch geopolitische Veränderun-
gen. Weitere Krisen sind daneben auch immer noch 
die Pandemie und auch wirtscha�liche Krisen durch 
die Folgen.
Über diese Krisen sollte man aber nicht die wei-
teren Herausforderungen vergessen, wie beispiels-
weise Transformation, künstliche Intelligenz und 
eine CO

2
-neutrale Zukun�. Die so drängende und 

erdrückende Aktualität unvorhergesehener Ereig-
nisse überlagert schnell die weiteren �emen. Aller-
dings wird die begonnene Entwicklung dieser �e-
menfelder nicht aufgehalten. Es ist und bleibt breiter 
Konsens, weite Teile unserer Wohlstandsbereiche 
erfordern eine Transformation. Entweder verlangt 
technologische Entwicklung disruptive Veränderung 
oder unsere natürlichen Lebensbedingungen fordern 
Weiterentwicklung für eine verträgliche Zukun�. 
Wenn man über Transformation nachdenkt, ist klar, 
dass Gesellscha� und Wirtscha� nicht zu trennen 
sind. Egal ob es um Klimaneutralität oder um digi-
tale Zukun�sfragen geht. Die künstliche Intelligenz 
kann eine große Gefahr werden, kann aber auch eine 
sehr große Chance sein. Das erfahren wir erst dann, 
wenn wir nicht mehr unterscheiden können, ob das, 
was wir sehen, echt ist oder uns durch künstliche digi-
tale Technik nur suggeriert wird.

Was, wenn von wichtigen Politikern plötzlich Aussa-
gen zu sehen sind, die möglicherweise zu schwerwie-
genden Folgen führen, diese Aussagen aber gar nicht 
wirklich getätigt, sondern uns künstlich digital vor-
gespielt werden? Was, wenn wir plötzlich von nahe-
stehenden Personen, sehr persönlich und vertraut 
klingend, angesprochen werden, über Telefon oder 
über digitale Kanäle, wir sollen ihnen helfen, aber in 
Wirklichkeit ist das ein Fake? Und noch viele andere 
Folgen, die wir alle noch nicht kennen. Dann ist das 
eine Gefahr.
Umgekehrt bietet die Entwicklung aber auch viele 
Chancen, vor allem, was umweltgerechtere Produk-
tionen oder Lebensbedingungen anbelangt. Wir kön-
nen viel verändern und erreichen. Aber wir müssen 
die richtigen Regeln �nden, um mit dieser Transfor-
mation umzugehen.
Nicht nur Unternehmen müssen sich nachhaltig 
aufstellen. Jeder einzelne ist aufgerufen, sein Leben 
zukun�sfähig zu gestalten. Daher ist es wichtig, dass 
man diese Herausforderungen nicht vergisst, wenn 
man an die Tagesaktualität denkt und die täglichen 
Krisen versucht zu bewältigen.
In diesem Zusammenhang ist es gut, wenn Politik, 
gemeinsam mit der Kompetenz der Wirtscha� und 
Wissenscha�, also mit praktischen Expertinnen und 
Experten, Denk- und Lösungsvorschläge erarbeitet. 
Bitte dann auch mal ohne reine Eigeninteressen und 
ohne vorgegebene Ziele. O�en für neue Gedanken 
und frei für Expertenerkenntnisse.
Bitte gemeinwohlorientierte Lösungen verfolgen, 
streng nach pluralen Gesichtspunkten. Das ist bes-
ser, als im typischen parteipolitischen oder gar ideo-
logischen Streit zu ringen.

der Ausdruck:

Krisenperiode

Der Eindruck:
Von Herausgeber und Chefredakteur Christoph Brüssel
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als Ärztlicher direktor, später auch als 
Geschäftsführer. Es ist eine der innovativsten 
Zentren der Unfallchirurgie geworden, die 
jedoch viele disziplinen der Gesundheit 
abdeckt und mit mehr als 1700 Betten, 
bei über 2000 Mitarbeitenden beachtlich 
arbeitet. inzwischen wurde Ekkernkamp 
auch zum Geschäftsführer bundesweit 
aller BG-Kliniken, steuert jedoch weiter 
sehr persönlich das UKB.
im Gespräch bekennt der Arzt und 
Wissenschaftler, der auch in nennenswerten 
Unternehmen als ratgeber sehr gefragt 
ist, dass in Marzahn auch „aller Anfang“ 
schwer war.

Gesundheitsinnovationen immer ein 
Stück voraus
25 Jahre UKB Berlin – Krankenhaus, Wissenschaft und Vorbild

Prof. Dr.

Axel Ekkernkamp

Foto: © SrH_Holding Ekkernkamp

Ein Gespräch mit Prof. dr. Axel Ekkernkamp

Es war wohl eine Form der Pionierarbeit, 
nicht lange nach der Einheit, gerade in 
Marzahn eine der größten Kliniken der 
Berufsgenossenschaft aufzubauen. 
Mit dem Star t 1997 war Prof. 
Ekkernkamp in der Verantwortung 
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H err Professor Ekkernkamp, im Sep-
tember 1997 wurde das UKB in Betrieb 

genommen. Seitdem sind Sie Ärztlicher 
Direktor, seit 1999 auch Geschäftsführer. 
Wenn Sie an die Anfänge zurückdenken: 
Lief alles glatt? 

Es lief überhaupt nicht glatt. Meine damaligen Vorge-
setzten aus den Berufsgenossenscha�en und auch ich 
haben gedacht, wenn wir 200 Millionen D-Mark aus 
Töpfen der Arbeitgeberverbände in Ost-Berlin inves-
tieren, dann freuen sich alle darüber. Es freute sich 
niemand. Im Gegenteil, zur Erö�nung kursierte eine 
Unterschri�enaktion, auf der nahezu alle leitenden 
Unfallchirurgen Berlins an den Senat appellierten, 
die Klinik nicht zu erö�nen. Der Widerstand gegen 
die Neugründung war also erheblich.

W as waren die Gründe dafür? 

Es hieß, die Planung sei nicht bedarfsgerecht. 
Wir waren das 68. Krankenhaus in Berlin. Und 
damals hielt man 40 Kliniken in Berlin für ausrei-
chend. Man prophezeite uns, dass wir keine Patien-
ten bekommen würden. Viele wollten auch nicht, dass 
das modernste Krankenhaus Berlins tief im Osten 
der Stadt steht. Sie forderten, dass andere Kliniken 
modernisiert werden.

G ab es auch politischen Gegenwind? 

60,5 Prozent des Krankenhauses gehörten 
damals dem Land Berlin. Der Senat unter Eberhard 
Diepgen war grundsätzlich für das Krankenhaus. 
Aber die Ressorts untereinander waren zerstritten, 
insbesondere Gesundheit und Wissenscha�. Die 
Gesundheitsverwaltung führte das Krankenhaus, die 

Bundesgesundheitsminister und ärztlicher Kollege zu Besuch
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Wissenscha�sverwaltung vertrat dagegen die Interes-
sen der Unikliniken. Deshalb bin ich sehr glücklich, 
dass im jetzigen Senat zum ersten Mal die Ressorts 
Wissenscha� und Gesundheit zusammengelegt wur-
den und Senatorin Ulrike Gote beide Seiten berück-
sichtigt. 

W elches waren die größten Herausforde-
rungen der ersten Jahre?

Zunächst einmal die Personalgewinnung. Ich 
habe selbst 1700 Bewerbungsgespräche geführt, 
für alle Berufsgruppen. Daraus haben wir 400 
 Mitarbeitende eingestellt. Das zweite große �ema 
war unser Budget. Das Problem basierte auf einem 
Missverständnis: Die Krankenkassen im Land Ber-
lin waren davon ausgegangen, dass die Berufsge-
nossenscha�en alle laufenden Kosten im UKB tra-
gen und sie selbst �nanziell außen vor bleiben. Wir 
waren aber ein vollwertiges ö�entliches Kranken-
haus mit damals 468 Planbetten.
Und für einen Patienten, der in einem Planbett 
behandelt wird, muss die gesetzliche Krankenver-
sicherung au�ommen. Die Kassen  wollten nicht 
zahlen und führten ins Feld, das sei ihnen anders 
vermittelt worden. Die Berufsgenossenscha�en 
lehnten es ab, diese Kosten zu tragen, schließlich 
hatten sie schon den Bau der Klinik mit�nanziert.  
Daher hatten wir zunächst kein Budget. Und ohne 
Budget können Sie keine Gehälter zahlen. Nach 
legendären Gesprächen zu diesem �ema bekamen 
wir von den Krankenkassen zunächst nur minimale 
Abschläge, im Spätsommer 1998 konnten wir dann 
endlich ein Budget verhandeln. 

W elches waren die wichtigsten Meilen-
steine in den ersten 25 Jahren des UKB?

Es ist uns gelungen, im Jahr 2001 mit der Gewerk-
scha� ÖTV, der Verdi-Vorgängerin, und dem Mar-
burger Bund einen Haustarifvertrag zu verhandeln. 
Damals war das noch etwas ganz Besonderes. Wir 
haben das Gehaltsgefüge dann zunächst so gesteuert, 
dass vor allem die Jüngeren gut verdienen. Die Ein-
stiegsgehälter in diesem Haustarif waren recht hoch, 
stiegen dann aber nicht so stark an. Als alle miteinan-
der hier älter geworden sind, haben wir nachgesteu-
ert und vor einigen Jahren die älteren Gruppen hoch-
gezogen. Damit wird der Haustarifvertrag heutigen 
Anforderungen ebenso gerecht.
Der zweite Meilenstein war, dass wir von Anfang an 
entschieden haben, digital zu röntgen. Das war sei-
nerzeit europaweit einmalig. Damit, und mit den vie-
len jungen Beschä�igten, haben wir den Einstieg in 
die digitale Welt gescha�, in der wir auch heute sehr 
weit vorne sind. 

D as UKB ist aber auch gewachsen …

Wir hatten das Glück, in all den Jahren alle 
Bereiche modernisieren zu können. 2013 haben wir 
die Rettungsstelle bei laufendem Betrieb ausgebaut. 
2014 haben wir ein Medizinisches Versorgungszent-
rum (MVZ) errichtet und Ambulanz-OPs eingerich-
tet. Dann haben wir die Entscheidung getro�en, eine 
Klinik für Integrative Rehabilitation zu errichten. 
Aus 468 Planbetten wurden bis heute in mehreren 
Schritten 751. Sie sehen, das UKB wird langsam ein 
richtiges Krankenhaus (lacht). 

Was ich aus heutiger Sicht auch anders handhaben würde, 

ist die Idee, auf unserem Campus eine private Medizin- 

Fakultät einzurichten
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W orauf sind Sie besonders stolz?

Es ist zum einen gelungen, das Krankenhaus 
dauerha� so zu etablieren, dass es nicht mehr wegzu-
denken ist. Die Klinik ist zukun�ssicher. Vor allem 
in den Feldern Verbrennungen, Querschnittlähmun-
gen, Notfall- und Lu�rettung werden wir gebraucht, 
auch weit über Berlins Grenzen hinaus. Zum ande-
ren haben wir trotz unseres Wachstums eine Größe 
behalten, bei der sich die meisten Mitarbeitenden 
noch kennen. Mir ist sehr wichtig, dass wir hier eine 
familiäre, freundliche Atmosphäre p�egen. Und wir 
konnten, gemeinsam mit privaten Partnern, nach und 
nach einen Gesundheitscampus scha�en. Das bedeu-
tet: Der Bürger und die Bürgerin, die heute hierher-
kommen, erhalten in den allermeisten Fällen ein 
umfassendes medizinisches Angebot. Das kann ein 
einzelner Träger nicht alles selbst leisten.

H at auch etwas nicht geklappt? Gibt es 
Dinge, die Sie aus heutiger Sicht anders 

machen würden?

Ja, natürlich. Wir wollten schon in unserer Anfangs-
zeit eng mit der Charité zusammenarbeiten. Das ist 
nicht zustande gekommen, da haben wir auch takti-
sche Fehler gemacht. Jetzt holen wir das nach, aber 
dafür haben wir fast 25 Jahre gebraucht. Was ich aus 
heutiger Sicht auch anders handhaben würde, ist die 
Idee, auf unserem Campus eine private Medizin-
Fakultät einzurichten. Die Planungen mit der Lan-
desregierung und dem Touro-College der Familie 
Nachama waren weit gediehen. Aber es war nicht bis 
zum Ende durchdacht, wir waren 20 Jahre zu früh. 

S ie haben kürzlich die Vereinbarung über 
eine enge Zusammenarbeit mit der Cha-

rité unterzeichnet. Warum ist das wichtig? 
Was versprechen Sie sich davon?

Die Charité ist ein Leuchtturm und ein Juwel für 
die gesamte Hauptstadtregion, sie ist Europas größte 
medizinische Fakultät. Andererseits leisten wir 
Dinge, die die Charité nicht leistet: Wir versorgen 
schwere Brandverletzungen, große Handverletzun-
gen und Rückenmarkverletzungen und wir haben 
die integrierte Rehabilitation. 
Wir verfügen auch über Infrastruktur, die die Cha-
rité nicht hat, zum Beispiel Ambulanz-OPs. Zudem 
hat die Charité jenseits des Campus Mitte keinen 
Standort im Osten der Stadt. Wir ergänzen uns 
wunderbar.

H at die Zusammenarbeit auch Einfluss auf 
die Personalgewinnung?

Auf jeden Fall! Sie ist ein Stück Zukun�ssicherung 
für das Krankenhaus. Mindestens drei Disziplinen 
werden schon bald komplett universitär eingebunden.  
Wenn wir neue Chefärzte oder -ärztinnen für die 
Handchirurgie, Unfallchirurgie und Paraplegiolo-
gie, also die Behandlung von Querschnittlähmun-
gen, einstellen, werden sie zugleich Professoren an 
der Charité. Das verändert den Kreis der Bewerber 
erheblich. Und die wiederum ziehen ganz anderen 
Nachwuchs an, Mediziner mit wissenscha�lichem 
Interesse. 
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W elcher medizinische Fortschritt liegt 
Ihnen bei einer engen Kooperation von 

Charité und UKB besonders am Herzen? 

Ich möchte gern, dass man Rückenmarkverletzun-
gen kün�ig kurativ, also heilend, behandeln kann 
– wie es bei einem Knochenbruch oder sogar Tumor 
längst Praxis ist. 
Aber bei einer Durchtrennung des Rückenmarks 
tun wir uns schwer. Der Patient wird dann rehabi-
litiert, damit er so selbstständig wie möglich leben 
kann. Wir behandeln jedoch nicht das Rücken-
mark. Es gibt Ansätze, das mit Zellforschung anzu-
gehen. 
Wir schreiben in Kürze eine Professur für experi-
mentelle und klinische Paraplegiologie aus. Dann 
werden wir Bewerber aus aller Welt bekommen. 
So eine medizinische Forschung können wir als BG-
Klinik nicht allein bewerkstelligen.  Das kann aber 
auch die Charité nicht gut allein, weil sie nicht die 
Patienten hat. In der Kombination können wir Dinge 
vorantreiben, die dann bahnbrechend sind.

D as UKB ist stetig gewachsen. Hatten 
Sie durch Corona eine Delle bei den 

Patientenzahlen? 

In den stationären Fallzahlen ja, Arbeitsunfälle sind 
erheblich zurückgegangen. Wir hatten allerdings 
nicht weniger Notfälle, wahrscheinlich, weil auch 
viele Arztpraxen geschlossen waren. In den Jahren 
2019 bis 2021 haben wir jeweils rund 66.000 Not-
fälle in der Rettungsstelle verzeichnet. 

G ibt es eine Kapazitätsgrenze? Hätten Sie 
gern mehr als 751 Betten?

Nein, ich denke, das ist genug (lacht).

H aben Sie denn nicht das Ziel, dass die 
Patientenzahl jedes Jahr wächst?

Doch, schon. Aber der Trend ist, dass mehr Kran-
kenhausleistungen ambulant erbracht werden. In 
Deutschland erwartet man aktuell, dass zehn Pro-
zent in die Ambulanz übergehen. Wir versuchen bei 
diesen Patienten, notwendige Operationen in unseren 
vier Ambulanz-OPs vorzunehmen und sie in unseren 
Arztpraxen im MVZ weiter zu behandeln. Das heißt, 
wir behalten diese Patienten, wenn sie es wollen und 
uns vertrauen. Und dann können wir uns mit den frei 
gewordenen Betten für andere Fragestellungen und 
Herausforderungen und damit für weitere Patienten 
der Gesetzlichen Unfallversicherung ö�nen, etwa auf 
dem Feld von Long Covid. 
Ein zweiter Trend ist die kürzere Verweildauer 
der Patienten. Wir liegen in Deutschland noch 
weit über dem europäischen Durchschnitt. Also: 
Wachstum ja, aber dafür benötigen wir nicht mehr 
Betten.

S o ein Krankenhaus ist ja nie fertig. Was 
sind die wichtigsten Ziele und Aufgaben 

der kommenden Jahre?

Wir haben vor drei Jahren eine medizinische Aka-
demie für 225 Auszubildende in den Bereichen Phy-
siotherapie, Ergotherapie und Logopädie gegründet. 
Aber wir haben bislang dafür noch kein richtiges 
Schulhaus. Das baut jetzt ein privater Investor, bis 
Ostern 2023 soll es bezogen werden.
Außerdem haben wir, das ist noch recht frisch, die 
Entscheidung getro�en, eine P�egefachschule für 250 
Schüler und Schülerinnen zu bauen. Die Senatsver-
waltung ist davon sehr angetan. Das Projekt ist aller-
dings anspruchsvoll.

Wir haben vor drei Jahren eine medizinische Akademie für 225 

Auszubildende in den Bereichen Physiotherapie, Ergotherapie 

und Logopädie gegründet
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W ie erleben Sie die Zusammenarbeit mit 
der Gesundheitspolitik?

Wir fühlen uns sehr gut aufgehoben, sowohl im Bund 
wie im Land Berlin. Wir sind wertgeschätzt und füh-
len auch eine gesellscha�spolitische Verp�ichtung, 
uns zu kümmern.

H aben Sie Forderungen an Bund oder 
Senat?

Wir begrüßen, dass es sowohl mit der Digitalisierung 
als auch mit der Nachhaltigkeit vorwärts geht. Wir 
sind jetzt Green-Hospital-Mitglied geworden und 
setzen etliche Projekte zur Nachhaltigkeit um. Das 
Regierungsprogramm der jetzigen Bundesregierung 
sieht die Weiterentwicklung der Krankenhaus�nan-
zierung vor. Dafür wurde bereits eine Kommission 
gegründet. Es war höchste Zeit, aber jetzt ist es auf 
einem guten Weg. 

E twas ganz anderes: Wann beginnt eigent-
lich Ihr Feierabend? 

(lacht). Es gibt keinen Feierabend im Krankenhausbe-
trieb. Aber ich versuche, so o� es geht, mir den Sonn-
abend freizuhalten. 

U nd am Sonntag fahren Sie immer ins 
Krankenhaus? 

Ja, ich bin jeden Sonntag hier und mache Visite. Das 
ist mein bester Tag, weil ich da am meisten erfahre. 
Dann komme ich recht beseelt am Sonntagnachmit-
tag nach Hause. 
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Politikwissenschaftler

Prof. Dr.

Volker Kronenberg

Der Kapitalismus 
wird enden müssen, 

wenn wir das Klima 
schützen wollen  – so 

die �ese der Journalistin 
Ulrike Herrmann, deren im 

Herbst 2022 erschienene Denk-
schri�: „Das Ende des Kapitalismus. 

Warum Wachstum und Klimaschutz nicht 
vereinbar sind – und wie wir in Zukun� leben 
werden“ noch bis zu Beginn dieses Jahres auf den 
Bestsellerlisten zu �nden war.
Es ist bei Weitem nicht die einzige, aber doch 
eine der besonders populären Absagen daran, 
dass eine kapitalistisch-marktförmige Wirt-
scha�sweise überhaupt in der Lage wäre, die 
ökologischen Herausforderungen, die sich mit 
zunehmend drängender Zeit stellen und die 
sie mitunter selbst hervorbringt, auch selbst zu 
bewältigen. Gerade auch die Bewältigung der 
Corona-Pandemie und ihrer ökonomischen 
Folgen wurde seinerzeit von nicht wenigen Men-
schen, darunter nicht wenigen Klimaschutz-
Aktivist*innen als, so das deutsche Gesicht der 
Fridays-for-Future-Bewegung, Luisa Neubauer, 
„ungewollter Wendepunkt“, mindestens aber, so 
Greta �unberg, als ein Indiz dafür angesehen, 
dass „once we are in a crisis, we can (…) act fast“. 

Klima, Corona, Krieg und Krisen?
Soziale Marktwirtschaft: Jetzt erst recht!

Von Volker Kronenberg

Fürsprecher*innen „alternativer“ Wirtscha�sweisen, 
von „gemeinwohlökonomischen“, „Postwachstums-“ 
bzw. „Degrowth“-�eorien – und Letzteren dür�e 
auch Herrmann zuzurechnen sein, die für eine Plan-
wirtscha� mit Privateigentum nach dem Vorbild der 
britischen Kriegswirtscha� während des Zweiten 
Weltkrieges wirbt –, versuchten ihre Wirtscha�smo-
delle bei dieser Gelegenheit noch einmal in besonde-
rer Weise zu popularisieren.
Zugestanden: In der Tat könnte, wie es etwa die 
Befürworter*innen einer „Postwachstumsöko-
nomie“ einfordern, eine Beschneidung, gar Rationa-
lisierung des weltweiten Konsums auf individueller 
Ebene und eine damit korrespondierende Reduktion 
der industriellen Produktion auf ein – um bei die-
sem Beispiel zu bleiben – „klimaschutzverträgliches“ 
Niveau geeignet sein, das mit dem Pariser Abkom-
men von 2015 vereinbarte „1,5-Grad-Ziel“ zu errei-
chen. Denn zur Wahrheit gehört schließlich auch, 
dass dieses gegenwärtig in weiter Ferne liegt. Und 
unstreitig ist auch, dass technische Innovationen, 
die dazu dienen sollten, in der Herstellung und/oder 
im Ge- bzw. Verbrauch von Produkten einen gerin-
geren Ressourcenverbrauch zu erzielen – jedenfalls 
in der Vergangenheit, darauf weist etwa die Trans-
formationsforscherin Maja Göpel in ihrem Bestsel-
ler „Unsere Welt neu denken“ (2020) hin –, „unterm 
Strich“ zu einem höheren Verbrauch geführt haben. 
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Dieser „Rebound-E�ekt“ stellt weiterhin eine der 
größten Herausforderungen auf dem Weg zu einem 
nachhaltigen Wirtscha�en dar, sodass das Nachden-
ken über die Begrenzung des Wirtscha�swachstums 
oder gar ein „Schrumpfen“ der aktuellen Wirtscha�s-
leistung keineswegs aus der Lu� gegri�en ist.
Wie aber soll gerade in jenen Staaten, die eben nicht 
nur über ein hohes, von industrieller Produktion 
getragenes Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf 
verfügen, sondern auch auf einem hohen Niveau frei-
heitlicher und demokratischer Grund- bzw. Bürger-
rechte fußen, etwa eine „Postwachstumsökonomie“ 
umgesetzt werden? Schließlich konzedieren selbst 
manche ihrer �eoretiker, so etwa der Ökonom Niko 
Paech, selbst, dass eine „Postwachstumspolitik“ wohl 
nur gegen demokratische Mehrheiten durchzusetzen 
sei. Schließlich sei es in den „vorherrschenden Kon-
sumdemokratien und vielen Schwellenländern (…) 
nur noch eine Minderheit, die nicht über ihre ökolo-
gischen Verhältnisse lebt“. Demgegenüber dür�e die 
Bevölkerungsmehrheit in diesen Staaten auf das Kon-
sumniveau, das sich bislang mit genau diesen Verhält-
nissen verbindet, wohl eher nicht verzichten wollen. 
Und global betrachtet müssten rund vier Milliarden 
Menschen, die in Haushalten leben, die pro Tag und 
pro Person nur zwischen 0,00 und 12,00 US-Dol-
lar ausgeben (und wohl auch nur so viel ausgeben 
 können!), ein an das Konsumniveau der (weitgehend) 
industrialisierten bzw. der sog. „Schwellen“-Staaten 
gerade heranreichendes Niveau überhaupt erst einmal 
erreichen, um aus Armut bzw. der Armutsgefährdung 
befreit zu werden.
Kurzum: Selbst, wenn wir für einen Moment die alles 
andere als zu vernachlässigende Frage einer auf demo-
kratischen Mehrheiten gründenden „Durchsetzbar-
keit“ einer Postwachstumsökonomie ausklammern, 

könnte auch sie den Klimawandel nur dann e�ektiv 
begrenzen, wenn sie global umgesetzt würde – und 
damit das Armutsgefälle in der Welt mindestens vor-
erst zementieren würde. Sollte das rund 70-jährige 
Projekt eines arbeitsteilig – ja, unter der zweifelha�en 
Ausnutzung des Machtgefälles zwischen den Staaten 
des globalen Nordens und jenen des globalen Südens 
und, ja, bislang auch unter einer nichtnachhaltigen 
Nutzung planetarer Ressourcen – erwirtscha�eten 
Wohlstandsniveaus, das nicht nur die Versorgung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs gesichert, sondern 
ein bis dahin ungekanntes Maß an freier Entfaltung 
des einzelnen Menschen ermöglicht hat, also nur 
einigen wenigen Generationen, allem voran weißer 
Europäer*innen und Nordamerikaner*innen vorbe-
halten gewesen sein? Die Antwort, die die Postwachs-
tumsökonomen mitunter geben, scheint ein kaum 
verhaltenes „Ja!“ zu sein.
Zwar spricht auch auf einzelstaatlicher Ebene sicher 
nichts gegen auf demokratischem Wege beschlossene 
und mit freiheitlichen Grund- bzw. Bürgerrechten 
vereinbarte Beschränkungen auch von individuellem 
Konsumverhalten oder von Produktionsweisen, die 
die Regenerationsfähigkeit des Ökosystems der Erde 
beeinträchtigen. Will man jedoch tatsächlich e�ektiv 
und mithin in weltweitem Ausmaß den Klimawandel 
begrenzen, in den Grenzen eines nachhaltigen Res-
sourcenverbrauchs wirtscha�en und dies möglichst 
schnell – denn die Zeit drängt! –, so sollte man nicht 
darauf warten, dass sich, zugespitzt formuliert, rd. 
acht Milliarden Menschen zum Verzicht „durchrin-
gen“. Schließlich verzichten viele von ihnen schon 
jetzt ganz und gar unfreiwillig auf Substanziellstes – 
etwa auf eine gesunde Ernährung. Vielmehr emp�ehlt 
es sich, auf den bestehenden Strukturen der globalen 
ökonomischen, eben weitestgehend  marktförmigen 
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Tauschbeziehungen „aufzusetzen“. Tatsächlich bie-
ten also nicht eine „Postwachstumsökonomie“ und, 
ja, auch nicht die freie Marktwirtscha�, wohl aber 
die soziale Marktwirtscha� einen politisch-ökonomi-
schen Ordnungsrahmen, innerhalb dessen die selbst-
gesetzten Ziele zu erreichen wären.
Freilich: Die soziale Marktwirtscha� wird anders 
aussehen, anders gerahmt werden müssen – und sieht 
bereits jetzt anders aus, ist bereits jetzt anders gerahmt 
–, als wir sie aus den ersten Jahrzehnten ihrer Exis-
tenz kennen. Allerdings wird sie nicht anders aus-
sehen müssen, als sie von ihren wirtscha�swissen-
scha�lichen „Begründer*innen“ dereinst erdacht 
wurde: Walter Eucken als Begründer des politisch-
ökonomischen Ordoliberalismus wies bereits vor 
siebzig Jahren in „Grundsätze der Wirtscha�spo-
litik“ (1952) darauf hin, dass selbst unter der von 
ihm anempfohlenen vollständigen Konkurrenz, die 
durch eine staatlich gesetzte Wettbewerbsordnung 
zu rahmen und mithin zu gewährleisten sei, unter 
den Marktteilnehmer*innen „Missstände“ – und er 
sprach dabei konkret unter anderem auch von öko-
logischen Schäden – au�reten würden, wenn diese 
sich nicht in den jeweiligen Wirtscha�srechnungen 
der Unternehmen, Gewerbetreibenden und Privat-
haushalte niederschlagen würden. Für Eucken ist es 
deshalb auch im Rahmen „seiner“ Wettbewerbsord-
nung, die er eigentlich weitgehend von staatlichen 
Interventionen unberührt sehen möchte, notwen-
dig, die Planungsfreiheit der Marktteilnehmer*innen 
dahingehend staatlicherseits zu begrenzen bzw. diese 
externalisierten Kosten in ihre Wirtscha�srechnung 
„einzupreisen“, sodass ein Anreiz entsteht, sie zu ver-
meiden.
Nichts anderes ist das Ziel der (inter-)staatlichen Set-
zung von für den Ausstoß von Treibhausgasen (THG 
– CO

2
 und CO

2
-äquivalente Gase) bzw. begrenzter 

THG-Emissionsrechte, die diese über Jahrhunderte 
externalisierten Kosten wieder internalisieren sollen. 

Und diesen Mechanismus gilt es nicht nur auf mög-
lichst alle Sektoren des Wirtscha�slebens auszuwei-
ten, sondern auch zu „globalisieren“, wenn die sog. 
„Klimaziele“ weltweit erreicht werden sollen.
Ob diesem Ziel aber gerade ein gegenwärtig diskutier-
tes und jedenfalls vordergründig mit der Gefahr einer 
zu großen Abhängigkeit von sog. „Systemkonkurren-
ten“ – im Sinne des politischen Systems – begründe-
tes De-Coupling der EU und der Vereinigten Staa-
ten von Amerika von anderen Wirtscha�sräumen, 
etwa der Volksrepublik China, zuträglich ist, darf 
mindestens bezweifelt werden. Wer die interstaatli-
che Gesprächs-, Verhandlungs-, Kooperationsfähig-
keit auf allen Politikfeldern wegen eines Kon�ikts 
auf einem oder auch mehreren anderen Politikfel-
dern grundsätzlich in Frage stellt, der dür�e auf dem 
Weg hin zu einer klimaneutralen, ökologisch nach-
haltigen Wirtscha�sweise auf der ganzen Welt nicht 
weit kommen.
Mindestens parallel zu den einzelstaatlichen Bemü-
hungen, die eigene Volkswirtscha� auf eine THG-
neutrale Produktionsweise umzustellen, sollten sich 
jene Staaten, denen an einer tatsächlich nachhaltigen 
Wirtscha�sweise gelegen ist, um die Etablierung eines 
interstaatlichen, alle Volkswirtscha�en umfassenden 
und – dies gehört zur Wahrheit dazu – jedenfalls in 
einer Übergangsphase notwendigerweise „entwick-
lungspolitisch“ �ankierten politisch-ökonomischen 
Ordnungsrahmens bemühen.Dieser muss nicht den 
Namen einer Global Social Market Economy tragen, 
wenn es seiner Verbreitung am Ende nicht dienlich 
ist. Und dennoch sind es die, mit Eucken gespro-
chen, „regulierenden Prinzipien“ der politisch-öko-
nomischen �eorie des Ordoliberalismus, in deren 
institutioneller Globalisierung eine mögliche e�ek-
tive Antwort auf die drängenden ökologisch-ökono-
mischen Fragen unserer Zeit liegt. Daran gilt es weiter 
zu arbeiten. Jetzt erst recht!

Die soziale Marktwirtscha� wird anders aussehen,

anders gerahmt werden müssen
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Eine Initiative des Senats der Wirtschaft

Für Nachhaltigkeit und eine ökosoziale Marktwirtschaft

Unser Ziel ist eine ökologische und soziale Marktwirt-
schaft. Wir müssen dabei die Nutzung der Umwelt aus 
einem Rahmenkonzept heraus begrenzen.
Das hat mit Planwirtschaft überhaupt nichts zu tun.

Klaus Töpfer
Ehrensenator des Senats der Wirtschaft
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Mit Nancy Faeser (53) ist seit dezember 
2021 erstmals eine Frau in deutschland 
Bundesministerin des innern und für 
Heimat. die in Bad Soden geborene 
SPd-Politikerin wuchs im hessischen 
Schwalbach auf, wo ihr Vater Horst 
Bürgermeister war, sie selbst später 
Stadtverordnete. Faeser war von 
2003 bis zu ihrer Berufung in das 
Kabinett von Bundeskanzler Scholz 
landtagsabgeordnete in Wiesbaden, 
zuletzt als Vorsitzende der Hessischen 

Michael King-rolland im Gespräch mit der Bundesministerin

Wir wollen die besten Köpfe für unsere 
Wirtschaft
Meine Kandidatur ist eine große Herzenssache

SPd-landtagsfraktion. Neben ihrer 
Parlamentariertätigkeit arbeitete die in 
Frankfurt am Main ausgebildete Juristin bis 
zu ihrem Amtsantritt als Bundesministerin 
als rechtsanwältin, zuletz t in der 
Wirtschaftskanzlei Görg. im Juni 2023 
wurde Faeser, die auch Vorsitzende der 
SPd Hessen ist, zur Spitzenkandidatin 
ihrer Partei für die hessische landtagswahl 
am 8. oktober 2023 nominiert. Mit 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
sprach Michael King-rolland.
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I n Deutschland leben derzeit rund 300.000 
Menschen ohne gültigen Aufenthaltstitel. 

Dass bei uns aber nur rund ein Drittel aller 
abgelehnten Asylbewerber im vergangenen 
Jahr tatsächlich abgeschoben wurde, kann 
doch kein Dauerzustand sein. 
Was wollen Sie hier ändern? Muss das 
Schengen-Abkommen konsequenter umge-
setzt werden?

Entscheidend ist vor allem, dass Herkunftsstaaten 
ihre Staatsangehörigen, die bei uns kein Bleibe-
recht haben, wieder zurücknehmen. Daran schei-
tern die meisten Rückführungen. Und hier ist in 
der Vergangenheit viel zu wenig passiert. Daher 
verhandeln wir intensiv über Migrationsabkom-
men mit diesen Staaten: um auf der einen Seite 
qualifizierte Köpfe nach Deutschland zu holen 
zu Ausbildung, Studium und für unseren Arbeits-
markt. Und auf der anderen Seite irregulärer Mig-
ration entgegenzutreten und zu erreichen, dass 
Herkunftsstaaten ihre Staatsangehörigen auch 
zurücknehmen. 
Außerdem haben wir eine Vielzahl von Ände-
rungen beschlossen, die für deutlich schnel-
lere Asyl entscheidungen sorgen. Und wir haben 
auch die Abschiebeha� verlängert, damit diejeni-
gen, die abgeschoben werden müssen, nicht  unter- 
 tauchen können. Das gilt vor allem für Stra�äter. 

Für die tatsächliche Umsetzung gilt: Die Länder sind 
für die Durchführung von Rückführungen zustän-
dig, von der Bundespolizei haben sie dafür jede 
Unterstützung.

S tichwort deutlich schnellere Asylentschei-
dungen. Die EU-Innenminister haben 

sich im Juni mit ihrer Mitwirkung auf eine 
Reform des europäischen Asylsystems ver-
ständigt. Was macht diese Einigung für Sie 
„historisch“?

Dies ist ein nie zuvor erreichter Kompromiss – nach 
vielen Jahren der gegenseitigen Blockaden. Wir haben 
hier wirklich eine Spaltung Europas überwunden 
und die Handlungsfähigkeit der EU bewiesen. Die 
Grundlinie ist: Wir kontrollieren die Außengrenzen 
deutlich stärker, damit die Grenzen innerhalb Euro-
pas o�enbleiben können. Kün�ig soll über einen Teil 
der Schutzgesuche bereits an den EU-Außengrenzen 
entschieden werden. Gleichzeitig haben wir erstmals 
einen verbindlichen Mechanismus der Solidarität ein-
schließlich der Verteilung von Schutzsuchenden ver-
einbart. Dabei ist klar: Wir schützen weiterhin die 
Menschen, die aus furchtbaren Kriegen, vor Folter 
und Mord zu uns �iehen. Aber diese Verantwortung 
verteilt sich kün�ig auf mehr Schultern. Das wird 
auch zu einer Entlastung Deutschlands führen. 

Für die Fachkrä�eeinwanderung ist ein modernes Staats-

angehörigkeitsrecht ein entscheidender Schlüssel



Seite 21 SENATE

||
|

Politik und Parlament

I n Deutschland müsse alles getan werden, 
um irreguläre Migration zu begrenzen, so 

Bundeskanzler Scholz in seiner traditionellen 
Pressekonferenz vor der Sommerpause. 
Was muss aus Ihrer Sicht besser werden, um – 
wie es im Koalitionsvertrag heißt – „irreguläre 
Migration zu reduzieren“? 
Wie kann die Politik die Kontrolle über irregu-
läre Zuwanderung optimieren?

Wie schon gesagt, sind hierfür Migrationsabkom-
men ein entscheidender Schlüssel. Wir erö�nen 
jenen Chancen, die nach Deutschland kommen, 
um eine Ausbildung zu absolvieren oder zu arbei-
ten – also für quali�zierte Krä�e, die wir dringend 
 brauchen.
Gleichzeitig vereinbaren wir, dass Menschen, die bei 
uns kein Bleiberecht haben, von ihren Herkun�s-
staaten wieder aufgenommen werden müssen. Mit 
dem früheren NRW-Integrationsminister Joachim 
Stamp habe ich einen erfahrenen Sonderbevoll-
mächtigten, der über weitere Migrationsabkommen 
verhandelt.

A propos Zuwanderung. „Deutschland 
bekommt das modernste Einwanderungs-

recht der Welt“, lautet Ihr Statement zu dem 
kürzlich verabschiedeten neuen Fachkräfte-
einwanderungsgesetz. Sie wollen reguläre 
Migration ermöglichen und so zur Lösung 
des Fachkräfte-und Arbeitskräftemangels 
beitragen. Inwiefern moderner als irgendwo 
sonst auf der Welt?

Arbeitsminister Hubertus Heil und ich haben uns 
verschiedene Einwanderungsmodelle angeschaut 
und daraus die für Deutschland besten Aspekte 
zusammengeführt. So waren wir beispielsweise im 
Frühjahr in Kanada. Hier haben wir viele Impulse 
mitgenommen. Ein ganz wichtiger ist: Für die Fach-
krä�eeinwanderung ist ein modernes Staatsangehö-
rigkeitsrecht ein entscheidender Schlüssel. Wir müs-
sen sagen können: Wir wollen die besten Köpfe für 
unsere Wirtscha�. Und wenn ihr zu uns kommt, 
dann könnt ihr auch in absehbarer Zeit Deutsche 
werden – voll und ganz Teil unserer Gesellscha�, mit 
allen Rechten und P�ichten.
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Mit dem neuen Fachkrä�eeinwanderungsgesetz und 
dem neuen Weiterbildungsgesetz sorgen wir dafür, 
dass wir die inländischen Potenziale besser nutzen 
und die Fachkrä�e ins Land holen, die unsere Wirt-
scha� seit Jahren dringend braucht: im Handwerk, 
in der Industrie, in der P�ege und vielen anderen 
Bereichen. Wir wollen, dass Fachkrä�e schnell nach 
Deutschland kommen und durchstarten können. 
Bürokratische Hürden räumen wir deshalb aus dem 
Weg. Wenn Menschen Berufserfahrung oder persön-
liches Potenzial mitbringen, können sie kün�ig auf 
unserem Arbeitsmarkt Fuß fassen.

A ls Bundesinnenministerin sorgen Sie sich 
auch um die Sicherheit der Menschen 

in Deutschland. Nach einer 2022 von Ihnen 
ausgewerteten Dunkelfeldstudie trauen sich 
viele Frauen nicht, abends rauszugehen und 
die öffentlichen Verkehrsmittel zu nutzen. In 
einigen Berliner Schwimmbädern fühlen sich 
nach wiederholten Randalen und Tumulten 
diesen Sommer viele Menschen nicht mehr 
sicher. Und im Bereich Häusliche Gewalt ist 
die Opferzahl (betroffen vor allem Frauen, 
Kinder und Pflegebedürftige) im Jahre 2022 
um 8,5 Prozent gestiegen. Wie kann hier 
geholfen werden?

Ich nehme es nicht hin, dass sich Menschen – häu�g 
Frauen – Sorgen um ihre Sicherheit im Alltag machen 
müssen, etwa in ö�entlichen Verkehrsmitteln oder an 
bestimmten ö�entlichen Orten. Der Rechtsstaat muss 
immer und überall entschlossen gegen Gewalt vorge-
hen. Das heißt für den ö�entlichen Raum: Polizeiprä-
senz insbesondere an kriminalitätsbelasteten Orten. 
Daneben spielt die Präventionsarbeit eine wesentliche 
Rolle. Es muss ganz früh dafür gesorgt werden, dass 
Menschen nicht gewalttätig werden. Gute Präventi-
onsarbeit beginnt bereits in Kitas und Schulen.
Anfang Juli habe ich eine Polizeiwache in Berlin-
Neukölln besucht und mich über die Arbeit des dor-
tigen Jugendschutzteams informiert. Diese Polizis-
tinnen und Polizisten sprechen mit Jugendlichen, sie 
gehen in die Klassen und in die Lehrerzimmer. Das 
ist nur ein Beispiel für gute Präventionsarbeit.
Die Zahlen zur häuslichen Gewalt sind in der Tat 
erschütternd. Wir haben in diesem Jahr erstmals ein 
neues Lagebild entwickelt, das neben der Gewalt in 
Partnerscha�en und Ex-Partnerscha�en auch den 
Bereich der sogenannten innerfamiliären Gewalt 
umfasst, also die Gewalt von und gegen Eltern, Kin-
der, Geschwister oder P�egebedür�ige. Noch viel zu 
häu�g haben Betro�ene das Gefühl, dass es sich um 
ihr privates Problem handelt und sie schämen sich. 
Das will ich ändern. Denn es ist kein privates Schick-
sal. Häusliche Gewalt ist ein gravierendes gesamtge-
sellscha�liches Problem. 

Häusliche Gewalt ist ein gravierendes

gesamtgesellscha�liches Problem
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Z ur Sicherheit gehört auch das Thema 
Cybersecurity. Hackerangriffe und Spi-

onageattacken von ausländischen Geheim-
diensten nehmen zu. Was raten Sie vor allem 
kleinen und mittelständischen Firmen, um sich 
hier bestmöglich zu schützen? 

Cyberangri�e sind eine erhebliche und weiter wach-
sende Bedrohung. Als Bund stellen wir uns strategisch 
neu auf und investieren in unsere Cybersicherheit. 
Das heißt vor allem, die Bundessicherheitsbehör-
den in die Lage zu versetzen, Cyberangri�e abzu-
wehren. Die Mehrzahl dieser Attacken geht vom 
Ausland aus oder nutzt dortige IT-Systeme. Unsere 
Behörden müssen in der Lage sein, das zu unterbin-
den. Sie müssen Gefahren vorhersehen und e�ek-
tiv reagieren können. Das geht nur, wenn der Aus-
tausch zwischen Bund und Ländern gut funktioniert. 
Eine Schlüsselrolle muss dabei das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik – das BSI – 
spielen. 
Ich möchte, dass es zu einer Zentralstelle ausgebaut 
wird, damit die Länder leichter auf die Kompeten-
zen des BSI zugreifen können. Daran arbeiten wir 
intensiv. Unternehmen möchte ich ermutigen, sich 
bei Cyberangri�en an die Staatsanwaltscha�en und 
auch an das BSI zu wenden. 

S ie sind Spitzenkandidatin der SPD für die 
Wahl zur Hessischen Ministerpräsidentin. 

Warum wollen Sie im Herbst zurück nach 
Wiesbaden und wie wollen Sie den in Ihrem 
Regierungsprogramm für Hessen angekün-
digten „Transformationsfonds für die Wirt-
schaft“ finanzieren?

Meine Kandidatur ist eine große Herzenssache. Ich 
will Hessens erste Ministerpräsidentin werden. Ich 
bin in meiner Heimat stark verwurzelt und möchte 
Hessen nach vorne bringen. Das bedeutet: mehr Leh-
rerinnen und Lehrer, mehr Erzieherinnen und Erzie-
her, mehr Sicherheit. In Hessen ist es leider noch 
immer so, dass der Geldbeutel der Eltern viel zu o� 
darüber entscheidet, wie erfolgreich der Sohn oder die 
Tochter in der Schule ist. Das ist ein Armutszeugnis 
für die Bildungspolitik der schwarz-grünen Landes-
regierung. Wir als SPD werden die Prioritäten anders 
setzen: Vorfahrt für Bildung, damit alle Kinder die 
gleichen Chancen haben. Die Babyboomer gehen in 
Rente. Digitalisierung und Klimawandel verändern 
unsere Arbeitswelt. Deshalb müssen wir mehr dafür 
tun, dass es auch in 10, 20, 50 Jahren gute und sichere 
Arbeitsplätze bei uns in Hessen gibt. Um den Stand-
ort Hessen zukun�sfähig zu machen, wollen wir 
einen Transformationsfonds zur Verfügung stellen. 
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So können wir den Wandel unserer Wirtscha� aktiv 
unterstützen. Die Einbeziehung privaten Kapitals 
wollen wir ermöglichen. Aus dem Fonds sollen etwa 
Quali�zierungsmaßnahmen, Investitionen in Stand-
ortfaktoren und gezielte Innovationen in Zukun�s-
technologien �nanziert werden. 

L ast but not least: Sie sind nicht nur Sport-
ministerin und als leidenschaftliche Hessin 

Eintracht-Frankfurt-Fan, sondern auch Mutter, 
Politikerin und Ehefrau. Was ist das Motto von 
Nancy Faeser?

Ich war immer sehr viel unterwegs. Ich habe Schich-
ten im Krankenhaus gemacht, ich habe im Hospiz, 
im Tierheim, im Lebensmitteleinzelhandel mitgear-
beitet. Einfach, um einen Blick dafür zu bekommen: 
Was bedeutet diese harte Arbeit jeden Tag, was brau-
chen die Leute dort? So mache ich das bis heute: hin-
schauen, zuhören, dann handeln.

im Gespräch mit der Bundesinnenministerin
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www.sonotronic.com www.rowe-mineraloel.com

www.pipelinesystems.com

www.blackforestmedical.com

www.champignon.de

www.saxoprint.de

www.kendrion.com

www.vauth-sagel.de

www.hps-power.com/de/
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die Europawahlen jetzt schon in den Blick 
nehmen! 

Von Walter döring

Aktuell nominieren der Reihe nach die im deut-
schen Bundestag vertretenen Parteien ihre Spit-
zenkandidatinnen und -kandidaten für die im 
Juni 2024 statt�ndenden Europawahlen. Ein 
Zeichen dafür, dass neben den personellen auch 
die inhaltlichen, sprich programmatischen Vor-
bereitungen für diese „chronisch“ unterbewerte-
ten Wahlen getro�en und nun ho�entlich doch 
auch als das angenommen werden, was sie sind: 
die wichtigste aller Wahlen im Jahr 2024! 
Über die Parteien hinaus sollten wir alle, ob 
im Familien- oder Freundeskreis, am Arbeits-
platz oder in den Vereinen, diese kommende 
Europawahl jetzt schon gedanklich vorbereiten, 
für Europa werben und zur Wahlbeteiligung 
 motivieren. 

Es geht um viel. um wie viel, ist unter anderem auch 
daran deutlich geworden, dass eine im Bundestag ver-
tretene Partei, gegenwärtig in einem wahren Höhen-
�ug, nicht nur einen erklärten Gegner der Europäi-
schen Union zu ihrem Spitzenkandidaten für die im 
nächsten Jahr statt�ndende Europawahl gewählt, 
sondern auch in mehreren Erklärungen die EU ganz 
o�en „zum Abschuss“ freigegeben hat. 
Damit legt sie die Axt an unseren Wohlstand, ver-
zwergt alle Mitgliedsländer der EU zu unbedeuten-
den Randerscheinungen im Konzert der Großen wie 
die USA, China, Indien und auch Russland - und 
schadet vor allem Deutschland. 
Das Gegenteil aber tut not: Wir brauchen mehr 
Europa, mehr Mitgliedsländer, mehr Freihan-
delsabkommen, die Vollendung des Binnen-
markts, mehr gemeinsame Sicherheitspolitik, 
mehr gemeinsame Klima- und auch ein Mehr an 
gemeinsamer Flüchtlings- und Migrationspolitik 
in der EU. 
Noch immer ist „Europa“ der wichtigste Markt für 
unsere Unternehmen. Noch immer pro�tieren nach 
mehreren Berechnungen die Bundesbürger von die-
sem europäischen Binnenmarkt am meisten. Noch 
immer stehen viele europäische Länder in der War-
teschlange und ho�en auf eine baldige Aufnahme in 
die Europäische Union; einige von ihnen schon seit 
Jahrzehnten! 

Dr. Walter Döring
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Lenno Götze

Krisen und Herausforderungen sind 
immer schon fester Bestandteil von Gesell-

scha� und Wirtscha�. Gerade im 21. Jahr-
hundert scheint die Häu�gkeit dieser jedoch 
zuzunehmen, sei es die Finanzkrise 2008, die 
Eurokrise 2014 oder die sogenannte Flücht-
lingskrise 2015. Während die genannten Krisen 
sich jedoch nur peripher überschneiden, hat sich 
das Bild mit dem Au�reten der Coronavirus-
Pandemie 2020 verändert – hin zu multiplen, 
gleichzeitig statt�ndenden und sich gegenseitig 
verstärkenden Krisen. Corona, der Klimawandel 
mit immer stärkeren Auswirkungen, der Krieg in 
der Ukraine, die Lieferkettenproblematiken oder 
die Energiepreisherausforderung: Wir be�nden 
uns in einer Krisenperiode. 
Um diesen mannigfachen Krisen zu begegnen 
und unternehmerisch wie gesellscha�lich nach-
haltige Entscheidungen zu tre�en, können Sze-
narien helfen und ein besseres sowie nachvoll-
ziehbares Bild der Zukun� zeichnen. 

Szenarien der zukünftigen Entwicklung 
Europas

Von lenno Götze

Nach Prof. Dr. Burkhard Schwenker und Prof. Dr. 
Torsten Wulf werden, ausgehend von Einzelkri-
sen, zwei Dimensionen identi�ziert und miteinan-
der gekreuzt, um multiple (Kern-)Szenarien (vier 
Zukun�sbilder) in einer Szenario-Matrix zu erhal-
ten. Diese Bilder können dann anhand von Maß-
nahmen, Risiken und Trade-o�s stringent analysiert 
und als Ausgangspunkt für valide Handlungsoptio-
nen genutzt werden, die operationalisiert und bran-
chen- sowie unternehmensspezi�sch angepasst und 
angewendet werden können.1 
Die im Mai 2023 vom Senat der Wirtscha� durchge-
führte Umfrage zu „Szenarien der zukün�igen Ent-
wicklung Europas“, deren Ergebnisse im Folgenden 
ausschnittsweise dargestellt werden, grei� den skiz-
zierten Ansatz der multiplen Szenarien auf.   
Insgesamt haben 123 Senatorinnen und Senato-
ren, die zu ihren Erfahrungen und Einschätzun-
gen im Kontext verschiedener nationaler, europäi-
scher und globaler Entwicklungslinien und -krisen 
befragt wurden, die Umfrage abgeschlossen.2  

1	 Vgl.	Schwenker,	Burkhard/Wulf,	Torsten	(2022):	MulƟple	
Szenarien.	ZukunŌssicher	Strategien	planen.	Ukraine,	Co-

vid,	Klima:	Ein	besseres	Bild	der	ZukunŌ.
2 Insgesamt haben 178 Senatorinnen und Senatoren an 

der	Umfrage	teilgenommen,	jedoch	haben	nicht	alle	
den	kompleƩen	Fragenkatalog	abgeschlossen.	Um	ein	
einheitliches Ergebnis darzustellen, wurden nur die 

kompleƩ	abgeschlossenen	Antworten	ausgewertet.
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2023 wird es erstmalig zwei Kategorien des UNIDO 
Innovation Awards im Rahmen des German SDG-
Awards geben. So wird ein Schritt zur Internationali-
sierung des Awards ermöglicht. Ziel ist, die SDGs in 
Wirtscha� und Gesellscha� bekannter zu machen. 
Gleichzeitig sollen vorbildliche Pioniere vorgestellt und 
so weitere Akteure motiviert werden.
Gerd Müller hob in seiner Ansprache hervor, es gelte 
nicht, Reden zu halten, es müsse zur praktischen 
Umsetzung von Transformationsprozessen kommen. 
In der ersten Häl�e des SDG-Prozesses sei einiges 
erreicht worden, aber zu wenig und zu langsam. Mül-
ler plädierte dringend, den privaten Sektor, also Wirt-
scha� und Gesellscha�, in die Umsetzung der Nachhal-
tigkeitsziele einzubinden. Das, so Müller weiter, könne 
nur durch Überzeugung und Akzeptanz, weniger durch 
staatliche Regulierung erfolgen.
Der Generaldirektor der UNIDO zeigte sich über-
zeugt, dass speziell die Transformation der Energie 
hin zu einer CO

2
-neutralen Zukun� einen Prozess nur 

mit den Beteiligten aus Wirtscha� und Gesellscha� 
erfolgreich werden wird. Deshalb muss die Politik auch 
Regeln �nden, die eine Akzeptanz versprechen, nicht zu 
schnell, nicht monostrukturiert. Müller sieht eine Peri-
ode von sicher 20 Jahren der Transformation und for-
dert eine klare Technologieo�enheit. Unmittelbare Ver-
besserungen könnten z.B. Filterung und Speichern von 
CO

2
, also CCS/CCU bringen, ebenso wie synthetische 

Brennsto�e, die klimaneutral sein können. 
Die Vorstände des Senats der Wirtscha�, Norbert Stre-
veld und Dr. Christoph Brüssel, �ankiert durch den 
Juryvorsitzenden Ashok Sridharan, vormaliger Ober-
bürgermeister der deutschen UN-Stadt Bonn, erläu-
terten die Grundgedanken und Planung des Projekts. 
Mehr als 50 teilnehmende Führungs persönlichkeiten 
von UN- Orga nisationen, Institutionen der neuen nach-
haltigen Technologien und Unternehmen hatten Gele-
genheit zur Information und zum Austausch. 
Nach New York angereist war auch eine 19-köp�ge 
Delegation der Senatorinnen und Senatoren des Senats 
der Wirtscha�.

Nachhaltigkeitsziele der UN bekannter 
machen
Bekanntgabe der Kooperation UNido  & Senat der Wirtschaft in New York

Anlässlich der UN-General ver sammlung 
mit SdG-Tagung verkündete der UNido-
General direktor dr. Gerd Müller in New 
York die Kooperation mit dem Senat der 
Wirtschaft beim German SdG-Award.



www.viebrockhaus.de


























SENATE Seite 54

||
|

Politik und Parlament

Nach der Sommerpause trafen sich 
die Koalitionsmitglieder zum Neustart. 
leiser und disziplinierter soll es werden, 
einig und geschlossen will man sich 
präsentieren. das wird auch nötig 
sein, um die geplanten Vorhaben auf 
den Weg zu bringen. das geplante 
Sterbehilfegesetz wurde im Sommer 
abgelehnt. Nun liegt es auf Eis und 
wartet selbst auf Hilfe. Mitinitiatorin 
ist Katrin Helling-Plahr. Sie ist Juristin 
und Gesundheitsexpertin. Uly Köhler 
sprach mit ihr in Berlin.

Streiten um ideen und ideale
das ist der Wählerauftrag

W enn man sich die Ampel aus dem 
Straßenverkehr vor Augen führt, rot-

gelb-grün, dann ist gelb genau in der Mitte 
zwischen rot und grün. Empfinden Sie das im 
politischen Alltag auch so? 

Nein, ich sehe uns nicht pauschal in der Mitte zwi-
schen Rot und Grün. Unser Politikverständnis ist 
nicht ideologisch, sondern rational und vernün�ig. 
Es geht uns nicht um starre Abgrenzungen, sondern 
darum, in der Sache voranzukommen.

N ach der Sommerpause war ja eine Art 
Neustart angesagt. Nun scheint es 

im Moment so, dass sich hier auch wieder 
einiges verhakt. Von wem soll eigentlich der 
Reset-Knopf gedrückt werden? 

Neustart heißt nicht, immer einer Meinung zu sein. 
Ich bin überzeugt, dass wir durch eine kultivierte 
Diskussion und die Suche nach vernün�igen Kom-
promissen die besten Lösungen für das Land �nden 
werden.

Von Uly Köhler

Katrin Helling-Plahr
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Die Vermeidung von CO₂-Emissionen im Straßenver-
kehr ist gemeinsame Aufgabe von Politik, Wirtscha� 
und Gesellscha�. Ohne Vorgaben von Partikularin-
teressen oder politischen Zielen hat die unabhän-
gige Expertenstudie der Kommission Mobilität des 
Senats der Wirtscha� Deutschland, auf Grundlage 
der gefahrenen Kilometer, die realen Möglichkeiten 
der CO₂-Reduktion im Straßenverkehr bis 2035 evi-
denzbasiert berechnet und analysiert. Dabei zeigen 
sich signi�kante Ergebnisse, die Maßnahmen zur 
Erreichung der CO₂-Neutralität im Verkehr evidenz-
basiert erkennen lassen.
Die Studie wurde von Senatorinnen und Senatoren, 
auf Grundlage realer Zahlen und Daten sowie wis-
senscha�licher Fakten, erstellt. Die Ergebnisse zeigen 
klar auf, dass eine Reduktion von bis zu 68 Prozent 
der CO₂-Emissionen bis 2035 realisierbar ist. Diese 
Prognose basiert auf der Betrachtung der tatsächlich 
zurückgelegten Kilometer, wobei der Fokus bewusst 
auf den realen Fahrleistungen liegt und nicht auf 
spezi�schen Fahrzeugtypen. Diese durch wissen-
scha�liche Belege gestützten Resultate bilden den 
essenziellen Grundstein für die Ableitung von kon-
kreten Maßnahmen zur Verwirklichung von CO₂-
Neutralität im Verkehrssektor.

Wie wird Co2-neutraler Straßenverkehr 
ab 2035 erreicht ?
Unabhängige Studie von praktischen Experten aus Unternehmen

Von Ulrich Selzer, Peter Monitor, lenno Götze

Die Zahlen belegen:

•	 CO₂-Neutralität ist nur mit einem Mix aus unter-
schiedlichen Antriebsarten erreichbar. Dabei ist 
der Bereich der Nutzung (Innenstadt, Schwerlast, 
etc.) entscheidend.

•	 Ein wesentliches Augenmerk muss auf den Indivi-
dualverkehr gelegt werden. 

•	 Der Güterverkehr, mit einem Anteil von 19,9 Prozent 
an den CO₂-Emissionen, ist ohne H2 und E-Fuel 
nicht signi�kant reduzierbar. 

•	 Kra�omnibusse und sonstige Fahrzeuge sind zu 
vernachlässigen, zeigen die Zahlen.

Ein besonderes Augenmerk der Studie liegt auf der 
Erkenntnis, dass zur Erreichung der CO₂-Neutralität 
im Straßenverkehr Elektro, H2, E-Fuels und Mineralöl 
als Antriebsarten notwendig sind. Hierbei spielen die 
individuellen Nutzungsbereiche eine entscheidende 
Rolle. Der Individualverkehr trägt mit 84,9 Pro-
zent der gefahrenen Kilometer und 60,7 Prozent der 
CO₂-Emissionen maßgeblich zur Gesamtbilanz bei.  
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Klar ist, es muss sich was ändern – wir müssen was 
ändern. Ohne Transformation ist der Klimawan-
del nicht zu verändern. Aber ohne Mitwirkung der 
Gesellscha� und der Wirtscha� ist es nicht zu schaf-
fen. Staatliche Verbote sind nicht das geeignete Mit-
tel, tatkrä�ige Mitwirkung bei der Transformation 
ist unersetzbar.
Das kürzliche Gerichtsurteil gegen die Bezeichnung 
„Klimaneutral“ einiger Eigenprodukte der DM-
Märkte kann zur Klarheit verhelfen, sollte jedoch 
bitte nicht zur allgemeinen Ablehnung der Kli-
maneutralität durch CO

2
-Neutralisierung führen. 

Wohlmeinende und ehrliche Unternehmen sorgen 
sich um Imageprobleme der eigentlich guten Taten. 
Wir brauchen möglichst schnell Klimaneutralität 
von Konsum, Produkten, Reisen – eben in unse-
rem Wohlstandsleben. Natürlich, eine ehrliche Kli-
maneutralität wird gebraucht. Dabei kann nicht jede 
Emission direkt abgestellt werden, schließlich will die 
Gesellscha� ja weiter den Wohlstand, also auch Kon-
sumprodukte.
So gesehen ist die Kompensation der CO

2
-Emissi-

onen ein direktes Mittel, die Treibhausgase in der 
Atmosphäre nicht weiter anwachsen zu lassen. Wenn 
es ehrlich und achtsam gemacht wird, dann ist eine 
solche Kompensation sinnvoll, hilfreich und übrigens 
auch zwingend notwendig, um das Zwei-Grad-Ziel 
vielleicht doch noch zu erreichen. Anerkannte Stu-
dien zeigen, wir müssen zusätzlich, zu aller Reduk-
tion, noch mehr als 1,2 Milliarden Tonnen CO

2
 aus 

der Atmosphäre wieder rausziehen – selbst dann, 
wenn wir alle Sparziele erreichen würden – tun wir 
aber nicht. 

„Klimaneutral“ gerichtlich verboten – 
welche Folgen sind zu erwarten
Ehrliche Kompensation der Co2-Emissionen hilft dem Klima

Von Christoph Brüssel

Also Kompensation durch Wald, Grün�ächen oder 
Moore ist hilfreich und gut. Der vormalige Präsident 
des Senats der Wirtscha�, Prof. Franz Josef Raderma-
cher, hat bereits vor Jahren eine Studie vorgestellt, die 
auch weltweit Anerkennung gefunden hat. So hat die 
Arbeit, durch den Senat der Wirtscha� unterstützt, 
auch Ein�uss auf die �esen der Weltbank und den 
Pariser Vertrag der UN gefunden.

Die Regel: vermeiden – reduzieren 
– kompensieren

Die Formel der Ehrlichkeit ist einfach, aber P�icht 
für alle: erst vermeiden. Wenn möglich, bestehende 
Emissionen reduzieren. Wenn beides nicht möglich 
ist, dann kompensieren.
Kompensieren ist direkt, sofort, heute möglich. 
Unternehmen, die nachhaltig denken und handeln 
wollen, setzen neue Produkte oder Prozesse so auf, 
dass möglichst keine oder geringe Emissionen ent-
stehen. Bestehende Prozesse werden neu gedacht 
und stufenweise durch Reduktion verbessert. Jedoch 
kann sofort, ab heute, durch ehrliche und wirksame 
Kompensation, ein direkter Beitrag für Umwelt und 
Klima geleistet werden. Ja – wir brauchen diese Bei-
träge. Wir brauchen die Sequestration, also das Ent-
ziehen von CO

2
 aus der Atmosphäre, jetzt, heute, 

morgen, übermorgen. Gut, wer es macht! Das gilt 
übrigens auch für Privatpersonen – jeder kann redu-
zieren, und auch kompensieren! Ehrlich und ohne 
„Greenwashing“.
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Dr. Ingrid Nestlé

Von Uly Köhler

W enn wir uns die Funktionen einer Ver-
kehrsampel anschauen, bedeutet doch 

Rot immer „Stehen bleiben“ und Grün immer 
„Weiter geht es“. Müssen Sie bei diesem Bild 
schmunzeln?

Ja.

D en Wahlkampf der Bündnis90/DieGrünen 
2021 prägte ein Begriff: der Weg zum 

grünen Wirtschaftswunder. Wie sieht er aus 
und wie wird er weitergehen?

Zum einen ist erneuerbarer Strom aus Wind und 
Sonne längst kostengünstiger als fossiler Strom. Zum 
anderen wollen wir Investitionen in die Zukun�s-
branchen anregen und uns eine gute Wettbewerbs-
situation sichern. Hier liegen große Märkte der 
Zukun�. Autos mit Verbrennermotor werden nicht 
auf Dauer der Exportschlager sein, den wir in der Ver-
gangenheit gewohnt waren. Politisch geht es dabei um 
Planungssicherheit, einen auf Zukun�stechnologien 
ausgerichteten Heimatmarkt und ein investitions-
freundliches Gesamtsetting. Dazu gehört auch der 
schnelle Ausbau von Erneuerbaren und Stromnetzen, 
die günstige Energie auch für Industrie und Gewerbe 
bereitstellen können.

der Strommarkt muss dringend 
modernisiert werden

Energieexpertin von B90/diE GrÜNEN möchte veraltete 
Vorschriften schnell abschaffen

Tempo machen, die Zeit drängt. die 
Grünen verfolgen die Ziele in ihrer 
Klimapolitik konsequent. im Ausschuss 
für Klimaschutz und Energie arbeitet dr. 
ingrid Nestlé. die diplom- Wirtschafts-
ingenieurin studierte Energie- und 
Umweltmanagement und ist auch 
Sprecherin der landesgruppe Schleswig-
Holstein der Bundestagsfraktion von 
BÜNdNiS 90/diE GrÜNEN. Uly Köhler 
sprach mit ihr in Berlin.
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Der Senate of Economy Europe hatte im Juni einen 
großen Europatag veranstaltet, an dem nahezu acht-
zig Senatorinnen und Senatoren – darunter auch eine 
Delegation des Senats Europa in der Schweiz – die 
Gelegenheit wahrnahmen, sich von den Botscha�ern 
Estlands, Lettlands, Litauens, Moldawiens, Ungarns 
und Luxemburgs sowie den ehemaligen Botschaf-
tern in der Türkei (Wolf Ruthardt Born) und in der 
Schweiz (�omas Borer) aus erster Hand zu allen 
aktuellen Fragen rund um die von diesen Exzellen-
zen repräsentierten Länder umfassend informieren 
zu lassen. 

Dazu berichteten auch der Vorsitzende des Europa-
Ausschusses im Deutschen Bundestag, Toni Hof-
reiter (Grüne), sowie der Verteidigungsexperte der 
FDP-Bundestagsfraktion, Marcus Faber, aus ihren 
Arbeitsbereichen. 

Erfolgreicher Europatag mit Botschaftern und Bundestagsabgeordneten

Außerdem stellte Senator Baldassare La Gaetana die 
von ihm geleitete Aqseptence Group als neu in den 
Kreis der Weltmarktführer aufgenommenes Unter-
nehmen vor.  
Botscha�erin Alda Vanaga, Lettland, und die Bot-
scha�er Ramunas Misilius, Litauen, und Alar Strei-
mann, Estland, warben um Unterstützung ihrer 
Länder, schilderten eindrucksvoll die jeweilige Lage 
angesichts des Kriegs in der Ukraine und sagten spon-
tan ihre Unterstützung für die vom Vorstandsvorsit-
zenden des Senats Europa, Walter Döring, angeregte 
Delegationsreise in ihre Länder zu. 
Besonderer Aufmerksamkeit dur�e sich Moldawi-
ens Botscha�er erfreuen, der sehr eindrucksvoll die 
Bedrohungs- und Gefährdungslage seines Landes 
durch den russischen Angri�skrieg auf die benach-
barte Ukraine schilderte. 
Ungarns Botscha�er Peter Györkös verstand es, die 
Positionen seiner von Victor Orban geführten Regie-
rung nachvollziehbar darzustellen. 
Luxemburgs Botscha�er Jean-Paul Senninger unter-
strich in seinem Beitrag, dass sein Land weit mehr 
darstelle als einen international bekannten Banken-
platz. 
Großer Aufmerksamkeit erfreuen dur�en sich für 
ihre jeweiligen Beiträge auch Peter Anterist, der zum 
�ema „Fehler im ausländischen Markt“ referierte, 
und Kathinka Kurz, die die Arbeit der GIZ, Gesell-
scha� für internationale Zusammenarbeit, vorstellte. 
Walter Döring kündigte am Ende dieser höchst ein-

drucksvollen und sehr gelungenen Ver-
anstaltung weitere Europatage an, was 
von den begeisterten Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern mit Zustimmung 
und Beifall aufgenommen wurde. 
Neben dem Vorsitzenden des Senats 
Europa, Walter Döring, nahmen auch 
der Vorsitzende des Senats Internatio-
nal, Dieter Haerthe, sowie die Vorsit-
zenden des Senats Deutschland, Nor-
bert Streveld und Christoph Brüssel, 
teil und unterstrichen damit die Bedeu-
tung dieses großartigen Europatags.
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Weinblütenfest 2023 – erlesene Weine und wichtiger impuls
Mobilitätsstudie vorgestellt und tolle Gemeinscha� auf dem Weingut Sankt Annaberg

Zu Beginn stellte Senator 
Ulrich Selzer, gemeinsam 
mit Senator Peter Monitor, 
die Mobilitätsstudie vor. 
Unter Vereinbarkeit von 
Ökonomie und Ökologie 
hat die Arbeitsgruppe „CO

2
-

neutraler Verkehr: Wege zur 
Lösung“ aus der Kommis-
sion Mobilität in Zusam-
menarbeit mit der Kom-
mission Energie eine auf 
Zahlen, Daten und Fakten 
beruhende Studie entworfen.  
Neue Erkenntnisse bietet 
dabei die Betrachtung der 

gefahrenen Kilometer anstelle der Fahrzeugarten als 
Datenbasis. Die Erarbeitung erfolgte dabei wie üblich 
ohne äußere Zielvorgaben und in einem ideologie-
freien Diskurs. Die Bereitscha� zu einem angeregten 
Austausch im Anschluss war groß. 
Am Samstag wurden die Anwesenden auf dem Wein-
gut Sankt Annaberg in Burrweiler von Senator und 
Inhaber des Weinbergs, Jürgen Lergenmüller, und 
seine Tochter, Victoria Lergenmüller, willkommen 
geheißen. Nach einer kurzen Begrüßung besuchten 
die Senatorinnen und Senatoren ihre mit Namens-
schildern gekennzeichneten „persönlichen“ Weinstö-
cke. Im Anschluss daran verkosteten sie die hochwer-
tigen Weine des Weinguts im exklusiven Weinkeller.
Im Rahmen des Weinblütenfestes haben zwei neue 
Senatsmitglieder ihre Berufungsurkunden erhalten. 
Erstmalig mit dabei war auch die neue Leiterin Kom-
munikation und Events des Senats, Elline Köckritz.
Mit Livemusik, vorzüglichen Speisen vom Grill und 
wertigen Gesprächen ging der Abend noch bis in die 
frühen Morgenstunden.

Senatorinnen und Senatoren trafen sich 
in der Pfalz zum traditionellen Weinblü-
tenfest.  Senator Ulrich Selzer präsentier-
te die Mobilitätsstudie  „Co2-neutraler 
Verkehr: Wege zur lösung“.
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landshuter Hochzeit 2023
Senat bei der historischen Landshuter Hochzeit

Ein Wochenende in 
mittelalterlicher Kultur 
und Historie feierte 
der Senat, auf ini-
tiative von Senator 
dr. Armin Betz. der 
lands huter Unterneh-
mer ist selbst einer 
von ca. 2000 dar-
stellern des traditio-
nellen Ereignisses.

Seit 1903 werden auf historischen Fakten basie-
rend die wochenlangen Feierlichkeiten rund um die 
Hochzeit von Herzog Georg dem Reichen Anno 1475 
nachempfunden. Die Senatsmitglieder erlebten �ea-
terspiel, Tanzvorführungen, einen beeindruckenden 
Festzug und mittelalterliche Reiterspiele.
Mit den bekannten Mittelaltermärkten oder Rit-
terspielen hat die Landshuter Hochzeit jedoch nur 
bedingt etwas gemein. Sehr genau sind die histori-
schen Ereignisse nachgezeichnet und so ergibt sich 
ein spannendes Bild der politischen und gesellscha�-
lichen Gegebenheiten der damaligen Zeit. Mehr Kul-
turerlebnis mit Erläuterungen zu den Zusammenhän-
gen der bayerischen und deutschen Staatsgebilde.  
Vieles ist über die Herren und das Volk der damali-
gen Zeit zu erfahren. Die spannende Entwicklung der 
Stadt Landshut, deren Altstadt in weiten Teilen noch 
seit dem Mittelalter erhalten ist und aktuell weiter 
sehr lebendig wirkt. 
Dank der so zentralen Mitwirkung von Armin Betz 
besuchten die „regierenden Hoheiten“ die Senatsdele-
gation in den ebenso historischen Räumen des Unter-
nehmens von Senator Dr. Betz – Senator Executive 

Search Partners – (der Unternehmensname 
bestand bereits, bevor die Senatsmitgliedscha� 
erfolgte ;-) ).
So erwiesen der Kaiser und das Herzogehe-
paar, nebst Gefolge und herzoglicher Musik, 
die Ehre.
Die „Landshuter Hochzeit“ wird alle vier Jahre 
nachempfunden. Alle 2000 Mitwirkenden sind 
aus Landshut und ehrenamtliche Laiendarstel-
ler. Bemerkenswert ist, dass sich 8000 Bürger 
aus Landshut bewerben, um unentgeltlich in 
diesen vier Wochen mitzuwirken.
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Beim inzwischen schon traditionellen 
Gipfeltreffen in Kitzbühel hatten die 
über 90 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer ausführlich Gelegenheit zum 
 dialog in bester Atmosphäre.

Gipfeltreffen zum Thema:

Klima – Energie und Chancen im Wandel

Ungewöhnlich klar und o�en schilderte der Vorsit-
zende des Bundestagsausschusses für Klimaschutz 
und Energie, Klaus Ernst, MdB, seine Sicht der 
gegenwärtigen Brennpunktthemen. Dazu gehörten 
die Fragen der Energiepolitik, Einschätzungen zur 
Arbeit der Regierung, aber auch eine deutliche Posi-
tionierung bei der Russlandpolitik und der Folgen der 
Sanktionen.
Auf einem Panel vertraten mehrere Persönlichkei-
ten des Senats ihre Expertise und die praktischen 
Erfahrungen aus den eigenen Unternehmen. Die 
Ergebnisse der Kommissionen Energie und Mobili-
tät wurden dem Ausschussvorsitzenden ausführlich 
vorgestellt. 
Da Klaus Ernst von Freitagabend bis Sonntag beim 
Gipfeltre�en blieb, konnten viele Aspekte eingehend 
besprochen werden. Zudem eine sehr gute Gelegen-
heit des Erfahrungsaustauschs, auch in verschiedenen 
persönlichen Einzelgesprächen und in der so wichti-
gen entspannten Atmosphäre dieses alpenländischen 
Tre�ens. Die Möglichkeit, inhaltlich, politisch, aber 
auch persönlich in die Tiefe zu gehen und den Dia-
log mit dem Spitzenpolitiker substanziell gewinn-
bringend zu führen.
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Nicht zu streiten bringt meistens kaum Erfolge

Für den SPd-Klimaexperten dr. Matthias Miersch gilt das sowohl in der 
Koalition als auch in der Partei

Dr. Matthias Miersch

Von Uly Köhler

Heiß waren die Sommermonate, nicht 
nur klimatisch.  Hitzige Wortgefechte 
prägten die öffentliche diskussion. das 
Heizungsgesetz sorgte für zusätzlich 
dampf im Kessel. Als beratendes 
Mitglied der SPd-Fraktion in der 
Expertenkommission Gas und Wärme 
war dr. Matthias Miersch ganz vorne 
an der debattenfront und er hatte 
die Antworten auf die Fragen von 
Uly Köhler.

W elche alternativen Energieträger, neben 
Sonne und Wind, sind im Moment 

vorstellbar?

Ich glaube, wir haben das ja im Rahmen des Hei-
zunggesetzes erlebt, dass wir weiter denken müssen, 
wenn es um bestimmte Regionen geht. Das �ema 
Geothermie wird noch ein großes �ema im Wär-
mebereich sein. Nicht zu vergessen:  das �ema Bio-
gas mit den Nachhaltigkeitsaspekten, die man natür-
lich dabei bedenken muss, und schließlich das �ema 
Holz und Pellets. Sie werden weiter eine wichtige 
Rolle spielen. Es geht darum, das Maß zu berück-
sichtigen und nicht das Kind mit dem Bade auszu-
schütten. Alle diese Energieträger werden auf jeden 
Fall eine große und wichtige Rolle spielen.  
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